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VERANSTALTUNG

FREIZEIT

Intendantenwechsel

Festival Maritim startet

Eintritt wie vor 50 Jahren

1Yvette Gerner löst Jan Metzger als
Intendantin bei Radio Bremen ab. Der

Rundfunkrat hatte die vom ZDF kom-
mende Gerner Anfang März mit großer
Mehrheit gewählt. Metzger stand zehn
Jahre an der Spitze der kleinsten
ARD-Anstalt.

2Das Festival Maritim läuft um 17 Uhr
mit einem Konzert in der Vegesacker

Stadtkirche an.

3Das Freibad in Blumenthal feiert an
diesem Donnerstag sein 50-jähriges

Bestehen. Deshalb zahlen die Gäste von
6.30 bis 19 Uhr nur 50 Cent Eintritt.

DAS WIRD HEUTE
WICHTIG IN BREMEN

Beim Ratgeben
sind wir alle weise,

aber blind
bei den eigenen Fehlern.

EURIPIDES (480 BIS 407 VOR CHR.)

A uf einer Fläche von knapp 30 Metern
präsentieren mehrere Hobbyfotogra-
fen seit Mittwoch Aufnahmen der Bre-

mischen Bürgerschaft. Zugleich verschönern
sie den Bauzaun vor dem denkmalgeschütz-
ten Parlamentsgebäude. Entstanden sind die
Fotos bei einem Instawalk im März dieses Jah-
res, als 20 Instagramer die Möglichkeit erhiel-
ten, das Haus der Bürgerschaft mehrere Stun-
den auf eigene Faust zu erkunden und ihre
Eindrücke festzuhalten. Spontan entstand die
Idee, mit diesen Bildern einen Einblick in das
Haus zu ermöglichen, solange es hinter einem
Bauzaun verschwindet.

In den kommenden anderthalb Jahren wer-
den in der Bürgerschaft unter anderem die
Brandschutzanlagen erneuert und die Tech-
nik modernisiert. Einbruchssicheres Glas wird
in die Fenster im Erdgeschoss eingesetzt.
Zehn Millionen Euro sind für den Umbau des
1966 eröffneten und heute innen wie außen
unter Denkmalschutz stehenden Gebäudes
veranschlagt. Die Plenarsitzungen werden in
der Zeit im Rathaus stattfinden.

Der andere
Blick in die
Bürgerschaft
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Bremen. Hier eine rassistische Beleidigung,
dort ein islamfeindlicher Schriftzug, da ein
Angriff auf Menschen ausländischer Her-
kunft: An diesem Mittwoch ist ein neues Inter-
net-Portal gestartet, das Vorfälle rechter, anti-
semitischer und homophober Gewalt in Bre-
men und Bremerhaven dokumentiert. Initiiert
haben das Portal, das sich unter „www.kei-
ne-randnotiz.de“ findet, die Bremer Bera-
tungsstellen Pro aktiv gegen rechts und Soli-
port.

„Wir wollen zeigen: Hier passiert was. Diese
Vorfälle sollen keine Randnotiz mehr bleiben“,
erklärt Max Wengel von Pro aktiv gegen
rechts. Die mobile Beratungsstelle wird vom
Verein zur Förderung akzeptierender Jugend-
arbeit (Vaja) getragen. Oft gerieten nur ein-
zelne Vorfälle an die Öffentlichkeit und
schnell in Vergessenheit. Die neue Homepage
soll eine strukturierte Übersicht bieten.

Die Internetseite listet derzeit 101 Vorfälle
seit 2017 auf. Eine interaktive Karte verortet
sie. Quellen sind verlinkt, etwa öffentlich zu-
gängliche Mitteilungen der Polizei oder Pres-
seberichte. Ebenso kommen Fälle von Betrof-
fenen hinzu, die sich an eine der Beratungs-
stellen gewandt haben. Zudem kann jede und
jeder über ein Formular Vorfälle melden. „Wir
listen nur Fälle auf, die wir nachprüfen kön-
nen“, betont Wengel auf die Frage, wie man
sicher gehen wolle, dass die gelisteten Taten
sich so zugetragen haben.

„Wir glauben, dass es eine regelmäßige Do-
kumentation rechter Gewalt braucht“, erklärt
Josef Borchardt von Soliport, die Betroffene
von rechter, rassistischer und antisemitischer
Gewalt unterstützt und in Trägerschaft des
Lidice-Hauses ist. Der Begriff „rechte Gewalt“
werde nicht nur verstanden als Gewalt im phy-
sischen Sinn. Auch Hetze oder Beschimpfun-
gen fielen darunter. „In unserer Beratung er-

fahren wir Geschichten, die sich sonst nir-
gendwo anders finden“, sagt Borchardt. Für
die Öffentlichkeit bleibt dieser Hass somit un-
sichtbar. Einigen Betroffenen sei es jedoch ein
Anliegen, dass der ihnen entgegen gebrachte
Rassismus oder Hass gehört wird, berichtet
Borchardt.

Soliport und Pro aktiv gegen rechts hoffen,
dass das neue Portal präventiv wirkt, indem
es Menschen dazu ermuntert, sich entschie-
den gegen rechte Stimmungen im eigenen
Stadtteil zu stellen. „Es zeigt sich, dass sich
dort, wo der Widerstand gering ist, die Vor-
fälle häufen“, sagt Wengel. In Bremen-Nord
waren zum Beispiel zuletzt häufiger Haken-
kreuz-Schmierereien zu finden. „Ein konkre-
ter Überfall ist auch ein Resultat einer gesamt-
gesellschaftlichen Stimmung“, findet Wengel.
Rassistische Positionen würden sagbarer, der
gesellschaftliche Diskurs habe sich verscho-
ben. Rassismus und Antisemitismus finde in
allen Teilen der Gesellschaft statt, auch fernab
der organisierten rechtsextremen Szene. Die
Vorfälle verstehe er deshalb nicht als Einzel-
fälle, sondern als Ausdruck eines gesamtge-
sellschaftlichen Problems.

Den Anspruch, dass das Onlineportal
lückenlos sämtliche Gewalttaten aus dem
rechtsextremen Spektrum auflistet, haben die
Macher nicht. „Die Dunkelziffer wird hoch
bleiben“, sagt Wengel. Um eine größere Ver-
breitung bei möglichen Betroffenen zu finden,
werden Postkarten und Poster im Stadtgebiet
verteilt, auch werde noch an einer Überset-
zung des Kontaktformulars gearbeitet.

Bei der Erstellung des Internetportals hat
es keine direkte Kooperation mit der Polizei
Bremen gegeben. „Wir sind eine unabhängige
Beratungsstelle und brauchen eine angemes-
sene Distanz zu den Behörden“, sagt Bor-
chardt von Soliport. Viele Betroffene seien
nach der Mordserie des rechtsextremen NSU
der Polizei gegenüber skeptisch. Finanziert

wird das Projekt zu 80 Prozent vom Bund über
das Programm „Demokratie leben“ und zu 20
Prozent aus Landesmitteln.

Könnte die Übersicht Linksextremisten zu
einer gewalttätigen Antwort auf die rechtsex-
tremen Angriffe provozieren? Auf diese Frage
sagt Wengel: „Die reine Dokumentation ist
kein Aufruf zu Gewalt.“ Aus Angst vor einer
solchen Reaktion nicht über rechte Gewalt zu
berichten, hält er für keine Option.

Eine Auswahl jüngster mutmaßlich rassisti-
scher Vorfälle in Bremen:

22. oder 23. Juli: In der Nacht brechen Unbe-
kannte in ein Restaurant in der Schwanewe-
der Straße in Blumenthal ein und hinterlas-
sen auf einer Arbeitsplatte den Schriftzug
„Geht weg aus Deutschland“. Der Staatsschutz
ermittelt.

13. oder 14. Juli: In der Mühlenstraße in Blu-
menthal ritzen Unbekannte ein Hakenkreuz
in die Motorhaube eines Autos. Die Tat muss
sich zwischen 18 Uhr am Sonnabend und 11.30
Uhr am Sonntagmorgen ereignet haben. Der
Staatsschutz ermittelt.

4. Juli: In der Nacht vom 3. auf den 4. Juli wer-
den im Bremer Schnoorviertel vier Jugendli-
che aus Afghanistan von einer Gruppe von
Männern bedrängt und geschlagen. Im Bei-
sein der Polizei fallen rassistische Beschimp-
fungen. Vier mutmaßliche Täter können ge-
stellt werden, weitere fliehen mit einem dunk-
len Auto. Die Ermittlungen dauern an.

18. Juni: Ein Anwohner entdeckt Farbschmie-
rereien auf dem Gehweg in der Schlengstraße
in Hemelingen. Laut einem Bericht der Poli-
zei ist auf einer etwas größeren Fläche der
Weg mit einem islamfeindlichem Inhalt
beschmiert.

Onlineportal dokumentiert rechte Gewalt
Zwei Beratungsstellen starten Projekt „Keine-Randnotiz.de“, um Angriffe und Hetze sichtbar zu machen
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Bremen. Ein Zirkusdirektor aus Hagen in
Sachsen-Anhalt muss sich in Kürze vor
dem Amtsgericht Blumenthal verantwor-
ten. Er soll gegen das Tierschutzgesetz
verstoßen haben. Laut Gericht wird dem
51-Jährigen vorgeworfen, er habe Ende Juli
2017 zwei 3,8 und 3,9 Meter große Giraffen
16 Stunden lang in einem Transportwagen
gelassen. Für circa elf Stunden, so heißt es
in der Mitteilung des Gerichts, soll das
Dach des Transportwagens herunterge-
fahren gewesen sein, sodass es nur noch
3,16 Meter hoch war. Die Fahrt nach Vege-
sack, wohin die Tiere damals gebracht
werden sollten, dauerte demnach zwei
Stunden. Durch die lange gebückte und
enge Haltung soll das Wohlbefinden der
Tiere erheblich beeinträchtigt worden
sein. Ein Tierschutzverein hatte nach An-
gaben von Gerichtssprecherin Stefanie
Tönjes Anzeige erstattet. Gegen den An-
geklagten ist bereits ein Strafbefehl mit
einer Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu je
zehn Euro ergangen, gegen den der Zir-
kusdirektor Einspruch eingelegt hat.

Zirkusdirektor
angeklagt

JLA

8. Juni: Die Rahma-Moschee in der Löning-
straße in der Bremer Bahnhofsvorstadt wird
verwüstet: Etwa 50 Korane werden zerstört
und teilweise in die Toilette gestopft. Die Tä-
ter urinieren und koten auf die Heilige Schrift
des Islam. Die Polizei ermittelt wegen gemein-
schädlicher Sachbeschädigung, ein politi-
sches oder religiöses Motiv wird geprüft.

10. Mai: Ein Politiker der Linkspartei aus Bre-
men wird per E-Mail mit dem Tode bedroht.
Der Staatsschutz ermittelt.

31. Mai: Am späten Freitagabend verletzt ein
27-Jähriger einen 16-Jährigen in einer Straßen-
bahn in der Vahr mit einem Messer am Hals.
Laut Aussagen der Beteiligten sollen dem An-
griff islamfeindliche Äußerungen vorange-
gangen sein. Wenige Tage später kann der
Staatsschutz den mutmaßlichen Angreifer er-
mitteln, er gibt die Tat zu, ein Messer wird ge-
funden. Der 27-Jährige kam zwangsweise in
eine Psychiatrie.

12. bis 14. Februar: Unbekannte beschmieren
in der Straße Am Forst in Blumenthal eine
Haustür, ein Garagentor, einen Briefkasten
und ein Autokennzeichen mit Hakenkreuzen.
Nach Angaben der Polizei hörte eine Anwoh-
nerin in der Nacht zu Freitag eine männliche,
lallende Stimme, die „komm raus, komm raus,
oder ich steche Dich ab, Jude, Jude“ gerufen
haben soll.

17. Dezember 2018: Eine Woche vor Heilig-
abend werden der Polizei Bremen Haken-
kreuzschmierereien an einer Schaufenster-
scheibe eines leer stehenden Gebäudes an der
Gröpelinger Heerstraße gemeldet. An der Fas-
sade der einstigen Bank wurde zudem der
Schriftzug „Kauft nicht dei (sic!) Juden“ ent-
deckt. Der Staatsschutz ermittelt.
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Bremen. Die Bauarbeiten der Bremer Stra-
ßenbahn AG (BSAG) an der Domsheide be-
ginnen früher als geplant. Hieß es vergan-
gene Woche noch, dass vom 2. bis 5. Au-
gust vier neue Weichen und zwei Gleis-
kreuzungen eingebaut werden sollen,
müssen diese Arbeiten bereits an diesem
Donnerstagmorgen um 7 Uhr beginnen.
Es kommt zu folgenden Umleitungen:

Linien 2 und 3 in beide Richtungen: Die
Straßenbahnen fahren zwischen Doven-
tor beziehungsweise Eduard-Schopf-Allee
und Domsheide über Daniel-von-Büren-
Straße, Hauptbahnhof und Schüsselkorb.
Am Hauptbahnhof halten sie beim Über-
see-Museum und an der Domsheide vor
dem Landgericht.

Linien 4, 6 und N 4 in beide Richtungen:
Die Straßenbahnen fahren zwischen Thea-
ter am Leibnizplatz und Hauptbahnhof
über Westerstraße und Am Brill.

Linie 8 in beide Richtungen: Die Straßen-
bahnen fahren zwischen Westerstraße
und Hauptbahnhof wie die Linie 1 über
Am Brill und Am Wall.

Die Buslinien 24 und 25 sowie die Nacht-
linien N3 und N5 fahren über die Decha-
natstraße und Buchtstraße in Richtung
Hauptbahnhof. In Richtung Rablinghau-
sen und Weidedamm gilt eine Umleitung
über Am Wall und Tiefer.

BSAG beginnt
mit Arbeiten früher

SEI

Einspruch gegen Rennbahn-Entscheid eingelegt
Bremen. Das Nein einer Mehrheit von rund
56 Prozent der Bremer zu einer Bebauung der
Rennbahn war das Thema, das für den rot-grü-
nen Senat bei der Bürgerschaftswahl zum
Bumerang geworden war. Nun kehrt es schon
in der ersten Sitzung nach der Sommerpause
zurück in die Bürgerschaft. Der Grund: Es gibt
einen Einspruch gegen den Volksentscheid,
über den Bürgerschaftspräsident Frank Im-
hoff an diesem Mittwoch das Parlament
informierte.

Ein Bürger hatte beim Landeswahlleiter
Protest gegen den Ausgang des Volksent-
scheids eingelegt, weil seiner Meinung nach
die Fragestellung „uneindeutig, suggestiv und
verwirrend“ gewesen war, Paragraf 2 des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksentschei-
den aber eine klare Frage, die mit einem Ja
oder einem Nein beantwortet werden könne,
erfordere. Die Schlussfolgerung: Das Ergeb-
nis der Abstimmung entspreche vermutlich
nicht dem Willen der Wähler.

Der Abstimmungstext zur Zukunft des
Rennbahngeländes hatte in der Tat viele Wäh-
ler verwirrt. Abgefragt wurde nicht direkt die
Zustimmung oder Ablehnung zu einer Bebau-
ung, sondern ein Ortsgesetz über „das städte-

bauliche Konzept zur Erhaltung des Renn-
bahngeländes im Bremer Osten als Grün-, Er-
holungs- und gemeinschaftlich genutzte Flä-
che“. Aufgrund dieser Formulierung musste,
wer gegen die Bebauung war, mit einem Ja

stimmen, das Gesetz befürworten, und alle,
die für eine Bebauung waren, es ablehnen.

Das Volksentscheids-Gesetz regelt auch,
dass im Fall eines Einspruchs gegen das Er-
gebnis die Stadtbürgerschaft „unverzüglich“
damit befassen beziehungsweise ihn von
einem Ausschuss prüfen lassen muss. Das
wird das Parlament, wie von Imhoff im An-
trag vorgeschlagen, voraussichtlich auch tun
und die Beschwerde an den Ausschuss für
Bürgerbeteiligung, bürgerschaftliches Enga-
gement und Beiratsangelegenheiten verwei-
sen. Große Chancen auf Erfolg bestehen al-
lerdings wohl nicht. Wahlbereichsleiterin
Carola Janssen argumentiert in einer Stellung-
nahme für das Parlament, dass der Ortsgesetz-
entwurf „lediglich drei einfach strukturierte
und inhaltlich begrenzte Regelungen“ enthal-
ten habe. Zudem verweist sie auf die Informa-
tionsbroschüre, in der neben dem Gesetzent-
wurf selbst auch erklärt worden sei, was die
jeweilige Abstimmung bedeuten würde. „Die
Wahlberechtigten wurden umfassend infor-
miert“, heißt es in dem Papier.

Die Bebauung der
Galopprennbahn
hatten beim Volks-
entscheid rund 56
Prozent der Bremer
abgelehnt.
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